
Helbing Lichtenhahn Verlag

S
ei

tz
  T

af
el

n 
zu

m
 V

er
w

al
tu

ng
sr

ec
ht

Die Tafelsammlung zum Verwaltungsrecht eignet sich sowohl
als Begleitmaterial für die Vorlesungen zum Verwaltungsrecht,
wie auch für das Selbststudium. Es empfiehlt sich ausserdem
als Repetitorium für Studierende und Kandidaten von Anwalts-
prüfungen. In kompakter Form behandelt es wesentliche Berei -
che des allgemeinen und besonderen Verwaltungsrechts und
erläutert den Stoff mit hilfreichen Definitionen und Übersichten
in Tafelform, was eine optimale Prüfungsvorbereitung ermög-
licht. 

Frau Prof. Dr. iur. Claudia Seitz, M.A. (London), Rechtsanwältin,
ist Max Geldner-Assistenz-Professorin für Gesundheits- und
Spitalrecht (öffentliches Life Sciences-Recht) an der Juristi-
schen Fakultät der Universität Basel und doziert zugleich u.a.
zum Verwaltungsrecht und Europarecht.

ISBN 978-3-7190-4014-7

Ta f e l n  
zum
Verwaltungsrecht

Claudia Seitz

UG Verwaltungsrecht.qxp_Layout 1  20.09.17  08:52  Seite 1





� V

� Vorwort

Vorwort

Das Verwaltungsrecht zeichnet sich durch eine grosse Komplexität und Diversität sowie durch 

einen hohen Grad an Abstraktion aus, die insbesondere Studierenden, die sich zum ersten Mal 

mit dieser Rechtsmaterie befassen, den Zugang erschwert. Hinzu kommt eine spezifische Dogma-

tik, die das Verwaltungsrecht prägt und die von den Grundprinzipien des Verwaltungsrechts über 

das Verwaltungshandeln bis hin zu Handlungsspielräumen der Verwaltung reicht. 

Die vorliegenden Tafeln zum Verwaltungsrecht befassen sich mit einigen der wichtigsten Berei-

che des Verwaltungsrechts. Sie basieren auf der Vorlesung zum allgemeinen und besonderen Ver-

waltungsrecht der Verfasserin an der Juristischen Fakultät der Universität Basel und beziehen fer-

ner auch Materialien aus ihren Übungen und Repetitorien zum Verwaltungsrecht ein. Anfangs als 

vorlesungsbegleitende Übersichten konzipiert, entwickelten sich die vorliegenden Tafeln zu einer 

Übersicht über die Grundlagen sowie vertiefende Bereiche des Verwaltungsrechts. Entsprechend 

der zweisemestrigen Vorlesung gliedern sich die Tafeln in einen Abschnitt zu den «Grundlagen 

des Verwaltungsrechts» sowie einen Abschnitt «Verwaltungsrecht Vertiefung».

Ziel der Tafeln ist es, durch graphische Übersichten einen visuellen Zugang zum Verwaltungs-

recht zu schaffen und damit den Einstieg in diese Rechtsmaterie zu erleichtern. Die Tafeln sollen 

eine Hilfestellung für die Erarbeitung und die Repetition des Verwaltungsrechts im Studium und 

vor dem Advokaturexamen bieten und erheben in keinerlei Hinsicht den Anspruch auf Vollständig-

keit. Aus diesem Grund wird die Lektüre der einschlägigen Lehrbücher zum Verwaltungsrecht vor-

ausgesetzt. Die Tafeln behandeln den Stoff der beiden Standardlehrbücher zum Verwaltungsrecht 

von Ulrich Häfelin/Georg Müller/Felix Uhlmann, Allgemeines Verwaltungsrecht, 7. Aufl. 2016, sowie 

Pierre Tschannen/Ulrich Zimmerli/Markus Müller, Allgemeines Verwaltungsrecht, 3. Aufl. 2009, und 

bereiten den Kern des dort behandelten Stoffs in Übersichten auf. Vor diesem Hintergrund sind 

die Tafeln begleitend zu den Lehrbüchern konzipiert. Sie wollen und können diese nicht ersetzen, 

so dass sich zunächst das Studium mit den gängigen Lehrbüchern empfiehlt und begleitend oder 

im Anschluss daran die Arbeit mit den Tafeln.

Das öffentliche Prozessrecht, als Gegenstand einer eigenständigen Vorlesung, wird nur punk-

tuell behandelt, soweit es einen Mehrwert für den dargestellten Stoff bietet. Abgerundet werden 

die Tafeln durch ein Inhaltsverzeichnis sowie ein umfassendes Sachregister, welches das Arbeiten 

mit dem Werk erleichtern soll.

Besonders danken möchte ich den folgenden Personen für die Durchsicht des Manuskripts und 

für ihre wertvollen Hinweise: Herrn Prof. Dr. Stephan Breitenmoser (Ordinarius an der Juristischen 

Fakultät der Universität Basel und Richter am Bundesverwaltungsgericht St. Gallen), Frau lic. iur. 

Chiara Piras, Advokatin (Gerichtsschreiberin am Kantonsgericht Basel-Landschaft), Herrn MLaw 

André Berne (Doktorand an der Juristischen Fakultät der Universität Basel) sowie Herrn BLaw 

Dominik Feitzinger (Hilfsassistent an der Juristischen Fakultät der Universität Basel). Ganz beson-

deren Dank schulde ich meiner Lektorin beim Helbing Lichtenhahn Verlag, Frau MLaw Stephanie 

Giese, die mir in vielfältiger Art und Weise und mit grossem Einsatz bei der Erstellung dieses 

Werkes zur Seite stand und mich stets tatkräftig unterstützt hat. Sollten in den Tafeln Ungenauigkei-

ten enthalten sein, die zu allfälligen Unklarheiten führen könnten, so freue ich mich über ein kurzes 

Feedback (claudia.seitz@unibas.ch). Ebenso bin ich für Kritik und Anregungen dankbar und werde 

dies sehr gerne bei einer weiteren Bearbeitung im Rahmen einer zweiten Auflage berücksichtigen.

Basel, im August 2017	 Claudia Seitz
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Teil 1: Verwaltungsrecht Grundlagen

I. Grundlagen des Verwaltungsrechts

Begriff der Verwaltung (1)

Begriff der Verwaltung
mehrere Definitionen des Begriffs der «Verwaltung»

Verwaltung im organisatorischen Sinn
=Gesamtheit aller Verwaltungsbehörden einschliesslich der 

Privatrechtssubjekte, die Verwaltungsaufgaben erfüllen
→ Begriff stellt auf die Behörden ab

Verwaltung im funktionellen Sinn
=Gesamtheit der Staatstätigkeit (Exekutive), die nicht Rechtsetzung ist 

(Legislative) und die nicht mit Rechtsstreitigkeiten und Strafen befasst 
ist (Judikative) 
→Begriff stellt auf die Tätigkeit ab = negative Umschreibung

=Gesamtheit der Erfüllung von Verwaltungstätigkeiten mit hoheitlichen 
Mitteln von Amts wegen
→ Begriff stellt auf die Tätigkeit ab = positive Umschreibung

Begriff der Verwaltung (1)
I. Grundlagen des Verwaltungsrechts

Teil 1: Grundlagen des Verwaltungsrechts
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� I. Grundlagen des Verwaltungsrechts

Eigenarten des Verwaltungsrechts
Merkmale des Verwaltungsrechts

Verwaltungsrecht ist ...

kurzlebig

 schnell veränder-
bares Instrument 
des 
Gesetzgebers 
zum Erhalt der 
gerade gewün-
schten Verwal-
tungstätigkeit

 rasche
Anpassung an 
sich wandelnde 
rechtliche 
Bedürfnisse

heterogentechnisch verfahrens-
bezogen

schwer 
zugänglich

 in einigen 
Bereichen auf 
Spezialwissen/
-kenntnisse ange-
wiesen

 Beispiele: Kartell-
recht, 
Gesundheits-
wesen, Umwelt-
schutz, Telekom-
munikation, 
Heilmittel- oder 
Lebensmittelrecht

 hohe Normdichte

 Gesamtkodifikatio
n (wie z.B. OR, 
StGB) nicht 
möglich

 Vielzahl von 
Rechtsnormen in 
verschiedenen 
Erlassen, auf 
verschiedenen 
Ebenen (Bund, 
Kantone, 
Gemeinden)

 z.T. hohe Verzah-
nung einzelner 
Gebiete des Ver-
waltungsrechts

 erschwerter 
Zugang aufgrund 
der Heterogenität, 
Kurzlebigkeit und 
Technizität

 grosse Menge an 
Verwaltungs-
rechtserlasse

 Problem der
Unübersichtlich-
keit

 Beispiele:
Heilmittel- oder 
Lebensmittelrecht

 Verwaltungsver-
hältnisse
zwischen Staat 
und Bürger 
bedingen hohe 
Bedeutung der 
Einhaltung 
verwaltungsver-
fahrensrechtlicher
Vorgaben

 Verwaltungsver-
fahrensrecht von 
zentraler Bedeu-
tung

Arten der VerwaltungsaufgabenArten der Verwaltungsaufgaben
Verwaltungsaufgaben

Ordnungs-
aufgaben

sozialpolitische 
Aufgaben

Lenkungs-
aufgaben

Infrastruktur-
aufgaben

 Schutz- und Bewah-
rungsfunktion

 Aufrechterhaltung 
bestimmter Zustände

 Schutz gegen 
Störung

 oft Eingriffsverwal-
tung

 Mittel: insbes. Verbot, 
Bewilligung

 Beispiele: Gewerbe-
aufsicht, Polizei

 Schutz- und Unter-
stützungsfunktion, 
insbes. von benach-
teiligten Gruppen

 ausgleichende Auf-
gabe

 oft Leistungsverwal-
tung, aber auch 
Eingriffsverwaltung 
möglich

 Beispiele: Arbeit-
nehmerschutz,
Sozialversicherung

 Erbringung 
öffentlicher Dienste 
und Leistungen
(«service public»)

 grds. Leistungsver-
waltung, soweit 
Leistungen nicht auf 
Private übertragen 
wurden (dann 
Eingriffsverwaltung, 
da Regulierung)

 Beispiele: Verkehrs-
infrastruktur, Versor-
gung und Entsorgung

 Erreichung 
bestimmter Ziele und 
Zustände

 oft planender, 
vorausschauender 
Charakter 

 Eingriffs- u. Leis-
tungsverwaltung

 Beispiele: Raumpla-
nung, Beschäfti-
gungspolitik, Geld-
politik, Energiepolitik
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Teil 1: Verwaltungsrecht Grundlagen

Zeitlicher Geltungsbereich des Verwaltungsrechts (4) 
RückwirkungRückwirkung

Z E I T

Rückwirkung

Sachverhalt

Inkrafttreten des neuen Rechts

echte Rückwirkung

Z E I T

Sachverhalt

unechte Rückwirkung

Inkrafttreten des neuen Rechts

Zeitlicher Geltungsbereich des Verwaltungsrechts (3)

Auslegung des Verwaltungsrechts (1)

Auslegungsmethoden im Verwaltungsrecht

grammatikalische 
Auslegung

historische 
Auslegung

zeitgemässe
Auslegung

systematische 
Auslegung

teleologische 
Auslegung

Methodenpluralismus

Auslegung des Verwaltungsrechts (1)
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� IV. Rechtsquellen des Verwaltungsrechts

Auslegung des Verwaltungsrechts (2)

Auslegung des Verwaltungsrechts
Ziel der Auslegung: Ermittlung des wahren Sinns einer (vom Wortlaut her 

unklaren) Rechtsnorm sowie eines praktikablen Ergebnisses für die 
Anwendung der Norm
→ Auslegung = Konkretisierung der Rechtsnorm 

=Element der Rechtsfortbildung 

Grundsatz: «Methodenpluralismus»
grammatikalische Auslegung
historische Auslegung
zeitgemässe Auslegung
systematische Auslegung
 teleologische Auslegung
→ oft gibt es nicht die einzig richtige Auslegungsmethode

→ Anwendung der Auslegungsmethoden nebeneinander
→ entscheidend: Zusammenhang, in dem die Auslegung erfolgt

Auslegung des Verwaltungsrechts (2)

Auslegung des Verwaltungsrechts (2)

grammatikalische Auslegung
=Auslegung nach Wortlaut, Wortsinn und Sprachgebrauch (Grundsatz 

der Gleichwertigkeit der Amtssprachen beachten)

historische Auslegung
=Auslegung nach dem Sinn der Norm zum Zeitpunkt ihrer Entstehung im 

Hinblick auf den Willen des historischen Gesetzgebers («subjektiv-
historische Auslegung») oder der allgemeinen Bedeutung der Norm 
zum Zeitpunkt ihrer Entstehung («subjektiv-historische Auslegung») 

zeitgemässe Auslegung
=Auslegung nach dem gegenwärtigen Verständnis der Norm (Gegensatz 

zur historischen Auslegung)
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Verwaltungsverfahren (2)

VI. Verwaltungsverfahren

Verwaltungsverfahren (1)

Verwaltungsverfahren (2)

nichtstreitiges und streitiges Verwaltungsverfahren

Verfügung 
der ersten

Verwaltungs-
instanz

Verfügung 
der zweiten

Verwaltungs-
instanz

Verfügung 
der dritten

Verwaltungs-
instanz

Anfechtung Anfechtung

nichtstreitiges
Verwaltungsverfahren streitiges Verwaltungsverfahren

Verwaltungsverfahren (2)

nichtstreitiges und streitiges Verwaltungsverfahren

Verfügung 
der ersten

Verwaltungs-
instanz

Verfügung 
der zweiten

Verwaltungs-
instanz

Verfügung 
der dritten

Verwaltungs-
instanz

Anfechtung Anfechtung

nichtstreitiges
Verwaltungsverfahren streitiges Verwaltungsverfahren

VI. Verwaltungsverfahren

Verwaltungsverfahren

nichtstreitig streitig

Vorbereitung 
(i.d.R. formlos)

Erlass einer erst-
instanzlichen
Verfügung

Anfechtung 
von 
Verfügungen

Verfahren vor Ver-
waltungsbehörden
zur Erledigung des 
anschliessenden
Rechtsstreits

Rechtsanwendung Rechtsprechung

Verwaltungsverfahren (1)

Verwaltungsverfahren (2)

Verwaltungsverfahren

nichtstreitig streitig

Rechtsanwendung Rechtsprechung

Feststellung des 
Sachverhalts, 
Abklärungen, 
Gesuche, etc.

Regelung der Form, 
Begründung, Eröff-
nung der Verfügung 
etc.

Regelung zu 
Fristen, Form, 
Legitimation etc.

Verfahrensregeln, 
wie Zuständigkeit, 
Kognition, Wirkun-
gen des Entscheids
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� X. Verwaltungsrechtlicher Vertrag

Abgrenzung zwischen verwaltungsrecht-
lichem und zivilrechtlichem Vertrag

Rechtsnatur des Vertrages durch Gesetz festgelegt? 

Prüfungsschema

falls jafalls nein

Rechtsnatur bestimmt 
sich nach dem Gesetz

Was ist Gegenstand/Zweck der geregelten 
Rechtsbeziehungen/Rechtsverhältnisse?

Erfüllung einer öffent-
lichen Aufgabe?

Erfüllung eigener/
privater Interessen?

verwaltungsrecht-
licher Vertrag

privatrechtlicher 
Vertrag

verwaltungsrechtlicher 
oder privatrechtlicher 

Vertrag (je nach Gesetz)

Abgrenzung zwischen verwaltungsrechtlichem 
und zivilrechtlichem Vertrag

Arten verwaltungsrechtlicher VerträgeArten verwaltungsrechtlicher Verträge

koordinationsrechtliche 
Verträge

subordinationsrechtliche 
Verträge

Arten verwaltungsrechtlicher Verträge

gleichgeordnete/gleichartige 
Vertragspartner stehen sich 

gegenüber

über- bzw. untergeordnete 
Vertragspartner stehen sich 

gegenüber

Zulässigkeit 
unproblematisch

bestimmte Zulässigkeits-
voraussetzungen
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Zulässigkeit verwaltungsrechtlicher 
Sanktionen im Allgemeinen (1)

Prüfungsschritte – Verwaltungszwang

1. Schritt

2. Schritt

3. Schritt

4. Schritt

Vollstreckbarkeit der Verfügung?

Zuständigkeit der die Zwangsmassnahme anordnenden Behörde?

gesetzliche Grundlage? (Unterscheidung exekutorisch/repressiv)

Wahrung der Verhältnismässigkeit?

u.U. Androhung von Zwangsmassnahmen?5. Schritt

Zulässigkeit verwaltungsrechtlicher Sanktionen 
im Allgemeinen (1)

Zulässigkeit verwaltungsrechtlicher Sanktionen 
im Allgemeinen (2)

Zulässigkeit verwaltungsrechtlicher 
Sanktionen im Allgemeinen (2)

Erfordernis einer gesetzlichen Grundlage

exekutorische
Zwangsmassnahmen

repressive
Zwangsmassnahmen

Grundsatz: keine besondere 
gesetzliche Grundlage erforderlich

 arg.: Massnahmen dienen nur der 
Durchsetzung rechtskräftig ange-
ordneter Pflichten

Ausnahme: exekutorische 
Massnahmen beim unmittelbaren 
Vollzug von Verwaltungsrecht 
bedürfen einer gesetzl. Grundlage 
(arg.: Sachverfügung fehlt hier)

 gesetzliche Grundlage ist hier 
stets erforderlich

 arg.: das «Übel» zur Ahndung 
folgt nicht bereits aus der Norm, 
auf der die erzwingende 
Verfügung beruht
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� XVI. Verwaltungsrechtliche Zwangsmassnahmen

Vorgehen bei exekutorischen Zwangsmass-
nahmen

Verfahrensetappen bei exekutorischen Zwangsmassnahmen

1. Schritt Sachverfügung (materielle Rechte/Pflichten im Einzelfall)

Sachverfügung enthält Regelungen von Rechten/Pflichten

 bestimmt somit die Pflichten, die mit exekutorischen Zwangsmassnahmen
vollstreckt werden sollen

 legt den Inhalt der Vollstreckungsverfügung im Hinblick auf die Pflichten fest

Vorgehen bei exekutorischen Zwangsmass-
nahmen

Verfahrensetappen bei exekutorischen Zwangsmassnahmen

2. Schritt Vollstreckungsverfügung (Zwangsmittelandrohung, letzte Frist)

Vollstreckungsverfügung enthält folgende Regelungen

Entscheidung darüber, dass vollstreckt wird 
Entscheidung darüber, wie vollstreckt werden soll
Androhung des Zwangsmittels
Fristsetzung
→ entfaltet somit eigenständige Rechtswirkungen (da neue Regelungen)

Mitteilung, dass vollstreckt wird = Realakt und keine Verfügung
Vorgehen bei exekutorischen Zwangsmass-
nahmen

3. Schritt

4. Schritt

Mitteilung («Wann» und «Wie» der Vollstreckung)

Anwendung des exekutorischen Zwangsmittels

Verfügung über die Kosten der Vollstreckung5. Schritt

Vorgehen bei exekutorischen Zwangsmassnahmen
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Ersatzvornahme
Ersatzvornahme

= die pflichtwidrig unterlassene/verweigerte Handlung eines 
Verfügungsadressaten wird auf Kosten des Verpflichteten 

durch die verfügende Behörde selbst oder durch einen Dritten 
verrichtet bzw. vorgenommen (Art. 41 Abs. 1 lit. a VwVG)

Pflicht zur Duldung der 
Ersatzvornahme

Umwandlung der primären Pflicht(en) in zwei abgeleitete, 
sekundäre Pflichten

Pflicht zur Erstattung der 
Kosten, die der Verwaltung 
durch die Ersatzvornahme 

entstehen

Ersatzvornahme

Unmittelbarer Zwang
Unmittelbarer Zwang

unmittelbarer Zwang

Durchsetzung einer 
rechtskräftigen Verfügung

unmittelbarer Vollzug von 
gesetzlichen Vorschriften ohne 

vorgängige Verfügung

Erfordernis einer gesetzlichen 
Grundlage?

Erfordernis einer gesetzlichen 
Grundlage?

Nein, Vollzugshandlungen setzen 
nur die vorgängig verfügten 
Pflichten um
→ Vollzugshandlungen sind 

verfügungsbezogene Realakte 

Ja, da keine vorgängige Verfügung
(gesetzliche Grundlage kann sich 
aus einem Sachgesetz, dem Polizei-
gesetz oder der polizeilichen 
Generalklausel ergeben)
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� XXI. Grundprinzipien des Verwaltungsrechts

Willkürverbot – Begriff und Funktion

Begriff
ein Erlass ist willkürlich, wenn 
er sich nicht auf ernsthafte sachliche Gründe stützen lässt, 
an schweren inneren Widersprüchen leidet oder
sinn- und zwecklos ist
= grobe und offenkundige Unrichtigkeit

Funktion
Überprüfbarkeit eines Erlasses auf seine Gründe hin
Zeitpunkt der Beurteilung: richterliche Entscheidung

Geltendmachung
selten eigenständig
arg.: willkürlicher Erlass verstösst i.d.R. auch gegen ein anderes

Grundrecht

Willkürverbot – Begriff und Funktion

Willkür in der RechtsanwendungWillkür in der Rechtsanwendung

Erscheinungsformen

Willkür bei 
offensicht-

licher
Rechts-

verletzung

Willkür bei 
offensicht-
licher Miss-

achtung 
eines 

allgemeinen 
Rechts-

grundsatzes

Willkür bei 
schweren 

Ermessens-
fehlern

Willkür, 
wenn der 

Entscheid an 
einem 

inneren und 
nicht 

auflösbaren 
Widerspruch 

leidet

Willkür bei 
stossendem
Widerspruch 
zum Gerech-

tigkeitsge-
danken
(nur bei 

qualifziertem
Rechtsfehler)

entscheidend: objektive Betrachtung / Motiv des Rechtsanwenders unbeachtlich

Seitz_Verwaltungsrecht_A06.indb   99 30.08.2017   12:29:50



100

Teil 1: Verwaltungsrecht Grundlagen

4. Treu und Glauben 
Begriff und Funktion

Begriff
staatliche Organe und Private sind verpflichtet, nach Treu und Glauben 
(= loyal und vertrauenswürdig) zu handeln (Art. 5 Abs. 3 und Art. 9 BV)

Funktion
Verhaltensregel
 im Verhältnis zwischen Privaten (Art. 2 Abs. 1 ZGB)
 im Verhältnis zwischen Privaten und staatlichen Organen
 im Verhältnis unter Gemeinwesen

Treu und Glauben kann ein selbständiges verfassungsmässiges Recht 
des Privaten gegenüber dem Staat begründen (Art. 9 BV)
Voraussetzungen: – das Gebot richtet sich an den Staat und

– hat den Schutz des berechtigten Vertrauens in das 
Verhalten der Behörden zum Gegenstand

Geltendmachung

4. Treu und Glauben

Begriff und Funktion

Grundsatz von Treu und Glauben (1)

Geltung des Grundsatzes von Treu und Glauben

zwischen Privaten

Grundsatz von Treu und Glauben (1)

zwischen Privaten 
und Staat

zwischen 
Gemeinwesen

Privatrecht 
(Art. 2 Abs. 1 ZGB)

Staatsrecht
(Verhältnis Bund, 

Kantone und 
Gemeinden)

Verwaltungsrecht

Anwendungsbereiche: 
behördliche Ausfünfte, Änderung von Rechtssätzen, Widerruf von rechts-
kräftigen Verfügungen, Aufhebung verwaltungsrechtlicher Verträge, 
Änderung von Nutzungsplänen, Entzug von wohlerworbenen Rechten, 
Praxisänderungen
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I. Öffentliches Personalrecht
I. Öffentliches Personalrecht

Begriff
Recht für das Verhältnis des Staates zu seinen öffentlichen Bediensteten

→ massgebliches Recht für das Beschäftigungsverhältnis:

Recht des Bundes: Bundespersonalgesetz (BPG) 
Recht der Kantone: jeweilige kantonale Gesetze

→ Anknüpfungspunkt: öffentliches Personal / Beamter

→ heute: eher Begriff des «Personals» statt des «Beamten»

Teil 2: Verwaltungsrecht Vertiefung

I. Öffentliches Personalrecht

Wandel im Bereich des öffentlichen Personals
Übergang von festen Amtszeiten zu unbefristeten Arbeitsverträgen

Wandel vom «Beamten» zum «öffentlichen Personal»

Disziplinarrecht verliert an Bedeutung

verstärkter Kündigungsschutz («sachliche Gründe als 
Kündigungsgrund »)

Angleichung an das private Arbeitsrecht (soweit als möglich)

Leistungslohn und Leistungsbeurteilung 
→ Zielvereinbarung und Zielgespräche

verstärkter Rechtsschutz

Anerkennung des generellen Streikrechts

zunehmende Mitbestimmungsrechte und Entwicklung eines kollektiven 
Arbeitsrechts
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� I. Öffentliches Personalrecht

Einschränkungen der Freiheitsrechte (1)

Einschränkungen der Freiheitsrechte (2)

Einschränkungen der Freiheitsrechte (1)

mögliche Einschränkung folgender Freiheitsrechte

Meinungs-
freiheit 

(Art. 16 BV)

Vereinigungs-
freiheit

(Art. 23 BV)

Nieder-
lassungs-

freiheit 
(Art. 24 BV)

Wirtschafts-
freiheit

(Art. 27 BV)

Streikrecht 
(Art. 28 

Abs. 3 BV)

Rücksichtnahme auf die Treuepflicht bei Kritik an der staatlichen Tätigkeit

Berücksichtigung von Funktion, Stellung und Verantwortung der betroffenen 
Person

Einschränkungen der Freiheitsrechte (2)

Mitgliedschaft in Vereinen, die zur Erreichung ihrer Zwecke illegale Mittel 
verwenden, ist unzulässig

mögliche Einschränkung folgender Freiheitsrechte

Meinungs-
freiheit 

(Art. 16 BV)

Vereinigungs-
freiheit

(Art. 23 BV)

Nieder-
lassungs-

freiheit 
(Art. 24 BV)

Wirtschafts-
freiheit

(Art. 27 BV)

Streikrecht 
(Art. 28 

Abs. 3 BV)
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Einschränkungen der Freiheitsrechte (3)

Einschränkungen der Freiheitsrechte (4)

Einschränkungen der Freiheitsrechte (3)

Wohnsitzpflicht grundsätzlich nicht erlaubt
Ausnahme: Wohnsitzpflicht bei überwiegendem öffentlichen Interesse zulässig
Voraussetzung (alternativ): 
 zwingende betriebliche Gründe
Erfordernis enger Beziehungen zum Gemeinwesen und zur Bevölkerung 
 nicht: fiskalische Gründe (z.B. Beamter als «guter Steuerzahler»)

mögliche Einschränkung folgender Freiheitsrechte

Meinungs-
freiheit 

(Art. 16 BV)

Vereinigungs-
freiheit

(Art. 23 BV)

Nieder-
lassungs-

freiheit 
(Art. 24 BV)

Wirtschafts-
freiheit

(Art. 27 BV)

Streikrecht 
(Art. 28 

Abs. 3 BV)

Einschränkungen der Freiheitsrechte (4)

Beschränkungen von Nebenbeschäftigungen sind im Interesse der 
ordnungsgemässen Erfüllung der Amtstätigkeit zulässig

mögliche Einschränkung folgender Freiheitsrechte

Meinungs-
freiheit 

(Art. 16 BV)

Vereinigungs-
freiheit

(Art. 23 BV)

Nieder-
lassungs-

freiheit 
(Art. 24 BV)

Wirtschafts-
freiheit

(Art. 27 BV)

Streikrecht 
(Art. 28 

Abs. 3 BV)
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� I. Öffentliches Personalrecht

Einschränkungen der Freiheitsrechte (5)

4. Rechte des öffentlichen Personals

Einschränkungen der Freiheitsrechte (5)

Streiks sind unter bestimmten Voraussetzungen zulässig

ABER: Art. 24 Abs. 1 BPG: Bundesrat kann das Streikrecht für bestimmte 
Kategorien von Angestellten beschränken oder aufheben (Art. 96 BPV)

 umfassende Streikverbote auf kantonaler Ebene sind unzulässig

mögliche Einschränkung folgender Freiheitsrechte

Meinungs-
freiheit 

(Art. 16 BV)

Vereinigungs-
freiheit

(Art. 23 BV)

Nieder-
lassungs-

freiheit 
(Art. 24 BV)

Wirtschafts-
freiheit

(Art. 27 BV)

Streikrecht 
(Art. 28 

Abs. 3 BV)

4. Rechte des öffentlichen Personals

Rechte des öffentlichen Personals

Besoldungs-
anspruch

Pensionierungs-
und

Versicherungs-
ansprüche

Mitbestimmungs-
rechte
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5. Verantwortlichkeit des öffentlichen Personals

6. Rechtsschutz

5. Verantwortlichkeit des öffentlichen Personals

Verantwortlichkeit des öffentlichen Personals

strafrechtliche 
Verantwortlichkeit

disziplinarische
Verantwortlichkeit

vermögens-
rechtliche 

Verantwortlichkeit

Art. 312–322 StGB

strafbare Handlungen 
gegen die Amts- und
Berufspflicht und 
Bestechung

Art. 25 BPG, 
Art. 99 BPV
(Grundsatz «ne bis in 
idem» findet keine 
Anwendung)

i.d.R. nur gegenüber 
dem Staat
(vgl. Ausführungen 
zur Staatshaftung)

6. Rechtsschutz

Rechtsschutz
Grundsatz:
Rechtsschutz bestimmt sich nach jeweils anwendbarem Personalgesetz

Bund: Art. 34–36a BPG
Grundsatz: einvernehmliche Regelung von Streitigkeiten aus dem 

Arbeitsverhältnis (ansonsten: Erlass einer Verfügung, Art. 34 Abs. 1 
BPG)

Verfügungen des Arbeitgebers können mit Beschwerde beim 
Bundesverwaltungsgericht angefochten werden (Art. 36 Abs. 1 BPG)

Kanton Basel-Stadt: § 16 PG
Beschwerde an die vorgesetzte Behörde und Rekurs an die 

nächsthöhere Behörde (§ 16 Abs. 1 und 3 PG)
spezielles Verfahren bei Belästigung am Arbeitsplatz 

(§ 16 Abs. 2 PG)
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� IV. Die Polizei

Polizeiliche Schutzgüter (2)

Polizeiliche Schutzgüter (3)Polizeiliche Schutzgüter (3)

= Schutz der Regeln, die nach der jeweils herrschenden Ansicht für das 
geordnete Zusammenleben der Privaten unerlässlich sind

→ alle Regeln, die anerkanntermassen zu einem reibungslosen Zusammenleben 
der Privaten beitragen
→ Sozialnormen, die (noch) nicht zu Rechtsnormen geworden sind

Probleme: Uferlosigkeit möglicher Sozialnormen und Wertepluralismus
→ Sozialnormen sollten sich einem anerkannten Polizeigut zuordnen lassen oder 

spezialgesetzlich geregelt sein

polizeiliche Schutzgüter (Polizeigüter)

öffentliche Sicherheit öffentliche Ordnung

Polizeiliche Schutzgüter (2)

polizeiliche Schutzgüter (Polizeigüter)

öffentliche Sicherheit

= Schutz der Unverletzlichkeit 
 der objektiven Rechtsordnung,
 der Rechtsgüter des Einzelnen (Leben, Gesundheit, Freiheit, Eigentum, Ehre 

etc.) sowie 
 der Einrichtungen des Staates
→ die objektive Rechtsordnung umfasst grds. die vom Strafrecht als 

schützenswert bezeichneten Rechtsgüter 

arg.: – Staat muss nicht Gesamtheit der Rechtsordnung schützen («Polizeistaat»)
– Schutz der Rechtnormen des Zivilrechts ist grds. Aufgabe der Privaten

öffentliche Ordnung
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Rechtliche Handlungsformen der Polizei (4)

4. Polizeiliche Massnahmen

Rechtliche Handlungsformen der Polizei (4)

Polizeierlaubnis
Polizeierlaubnis = Verfügung, welche auf Gesuch hin eine aus 

polizeilichen Gründen unter Bewilligungspflicht 
stehende Tätigkeit zulässt, weil die zum Schutz der 
Polizeigüter aufgestellten gesetzlichen 
Voraussetzungen für die Ausübung dieser Tätigkeit 
erfüllt sind
→ Sind die gesetzlich festgelegten Voraus-
setzungen erfüllt besteht ein Anspruch auf 
Bewilligungserteilung. 

4. Polizeiliche Massnahmen

polizeiliche Massnahmen
 typische Massnahmen der Polizei zur Abwehr von Gefahren 

= Standardmassnahmen

Auswahl der Massnahme im Einzelfall: Ermessen der Behörden
(Entschliessungs- und Auswahlermessen)

Massstab: Verhältnismässigkeitsprinzip
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� IV. Die Polizei

Polizeiliche Massnahmen (1)

Polizeiliche Massnahmen (2)
Polizeiliche Massnahmen (2)

 erkennungsdienstliche Massnahmen dienen der Erfassung und Registrierung 
äusserer körperlicher Merkmale

nur zulässig, wenn die Identität des Betroffenen nicht auf andere Weise 
festgestellt werden kann oder wenn es sich um verurteilte Straftäter handelt

 eine Registrierung muss auf den Zeitraum beschränkt werden, der für die 
Gefahrenabwehr notwendig ist

polizeiliche Massnahmen

Anhaltung 
und Identi-

tätsfest-
stellung

Erken-
nungs-

dienstliche 
Mass-

nahmen

Wegwei-
sung und 
Fernhal-

tung

polizei-
licher 

Gewahr-
sam

Durchsu-
chen von 
Personen, 
Sachen u. 
Räumen

Sicher-
stellung 

Polizeiliche Massnahmen (1)

polizeiliche Massnahmen

Anhaltung 
und Identi-

tätsfest-
stellung

Erken-
nungs-

dienstliche 
Mass-

nahmen

Wegwei-
sung und 
Fernhal-

tung

polizei-
licher 

Gewahr-
sam

Durchsu-
chen von 
Personen, 
Sachen u. 
Räumen

Sicher-
stellung 

 polizeiliches Anhalten und Identitätsfeststellung dient primär der Gefahrenabwehr

Übergang zu kriminalpolizeilichem Handeln fliessend

BGer: Identitätsfeststellung setzt Bestehen eines sachlich begründeten 
Gefahrenverdachts voraus
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Polizeiliche Massnahmen (3)

Polizeiliche Massnahmen (4)

Polizeiliche Massnahmen (3)

Polizei kann eine Person vorübergehend von einem bestimmten Ort wegweisen oder 
ihr das Betreten eines bestimmten Gebietes verbieten, sofern dies für die Abwehr 
von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung erforderlich ist

Beispiele:
 Evakuierung bei drohenden Naturkatastrophen
Reaktion auf häusliche Gewalt
Wegweisungs- oder Fernhalteverfügung von bestimmten Personen an bestimmten 

Orten (z.B. Hooligans bei Fussballspielen, Suchtkranke am Bahnhofsvorplatz)

polizeiliche Massnahmen

Anhaltung 
und Identi-

tätsfest-
stellung

Erken-
nungs-

dienstliche 
Mass-

nahmen

Wegwei-
sung und 
Fernhal-

tung

polizei-
licher 

Gewahr-
sam

Durchsu-
chen von 
Personen, 
Sachen u. 
Räumen

Sicher-
stellung 

Polizeiliche Massnahmen (4)

Polizei kann eine Person in Gewahrsam nehmen und festhalten, wenn dies zum 
Schutz vor Gefahren erforderlich ist 

Beispiel: Selbstgefährdung, Schutzgewahrsam bei Hilflosigkeit

Unterscheidung zwischen polizeilichem Gewahrsam und Verhaftung zum Zweck 
der Strafverfolgung
→ Wirkung für Betroffenen identisch, aber andere Rechtsgrundlage der 

Verhaftung (Strafprozessrecht)!

polizeiliche Massnahmen

Anhaltung 
und Identi-

tätsfest-
stellung

Erken-
nungs-

dienstliche 
Mass-

nahmen

Wegwei-
sung und 
Fernhal-

tung

polizei-
licher 

Gewahr-
sam

Durchsu-
chen von 
Personen, 
Sachen u. 
Räumen

Sicher-
stellung 
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� IV. Die Polizei

Polizeiliche Massnahmen (5)

Polizeiliche Massnahmen (6)
Polizeiliche Massnahmen (6)

 polizeiliche Sicherstellung = Entzug der Sachherrschaft
Sicherstellung ist zulässig, wenn 
 dadurch die Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung abgewendet oder 
 der rechtmässige Eigentümer oder Besitzer vor Verlust oder Beschädigung bewahrt 

werden kann

Merke: Sicherstellung greift grds. in die Eigentumsgarantie ein (insbes. wenn die 
sichergestellten Sachen verwertet oder vernichtet werden)

polizeiliche Massnahmen

Anhaltung 
und Identi-

tätsfest-
stellung

Erken-
nungs-

dienstliche 
Mass-

nahmen

Wegwei-
sung und 
Fernhal-

tung

polizei-
licher 

Gewahr-
sam

Durchsu-
chen von 
Personen, 
Sachen u. 
Räumen

Sicher-
stellung 

Polizeiliche Massnahmen (5)

Zweck der Durchsuchung von Personen: Auffinden von Gegenständen, die eine 
Person bei sich trägt (z.B. Waffen, Diebesgut)

Durchsuchung von Sachen meint die Durchsuchung von Gegenständen, die die 
Person bei sich trägt

Durchsuchung von Räumlichkeiten, insbes. Wohnungen, nur unter besonderen 
Voraussetzungen u. nur zur Abwehr gegenwärtiger u. erheblicher Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung (i.d.R. nur m. Genehmigung von höherer Stelle)

polizeiliche Massnahmen

Anhaltung 
und Identi-

tätsfest-
stellung

Erken-
nungs-

dienstliche 
Mass-

nahmen

Wegwei-
sung und 
Fernhal-

tung

polizei-
licher 

Gewahr-
sam

Durchsu-
chen von 
Personen, 
Sachen u. 
Räumen

Sicher-
stellung 
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Überblick – Formen der öffentlichen Abgaben (2)

Überblick – Formen der öffentlichen Abgaben (1)
Überblick – Formen der öffentlichen Abgaben (1)

Grundsätze
Abgabenrecht bezieht sich auf bestimmte Kategorien von öffentlichen 

Abgaben

ABER: Kategorien sind nicht abschliessend
→ kein numerus clausus von Abgaben
Folge: Gesetzgeber ist nicht an bestimmte Abgabekategorien gebunden
→ Gesetzgeber kann im Rahmen seiner Zuständigkeiten und der 

verfassungsmässigen Schranken neue Formen von Abgaben 
schaffen

Gründe für Bildung von Kategorien:
unterschiedliche Bemessungsgrundsätze
unterschiedlich strenge Handhabung des Erfordernisses der 

gesetzlichen Grundlage
Doppelbesteuerungsverbot bei vergleichbaren Steuern 

(Art. 127 Abs. 3 BV)

Überblick – Formen der öffentlichen Abgaben (2)

öffentliche Abgaben

Kausalabgaben Steuern

Abgabe als Entgelt für 
staatliche Leistung oder für 

besondere Vorteile

Abgabe, unabhängig davon, ob 
der Steuerpflichtige eine 

staatliche Leistung in Anspruch 
nimmt oder nicht

Abgrenzungskriterium:

individuelle Zurechenbarkeit von staatlichen Leistungen (Entgelt)
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� VII. Öffentliche Abgaben

2. Kausalabgaben

2. Kausalabgaben

Funktion
Kausalabgaben sollen Kosten decken, die dem Staat durch die 

Leistungserbringung oder die Einräumung eines Vorteils entstehen

Grundsatz: Kausalabgabe soll nicht höher sein als die Kosten des 
Staates
= Kostendeckungsprinzip

ABER: Ausnahmen vom Kostendeckungsprinzip möglich
→ es gibt auch kostenunabhängige Kausalabgaben

2. Kausalabgaben

Ausnahme: kostenunabhängige Kausalabgaben
Hintergrund und Arten von kostenunabhängigen Kausalabgaben:
Entgelt für Leistungen oder Vorteile, für die dem Staat keine Kosten

entstehen
(Beispiele: Benutzung von öffentlichem Grund, Monopolkonzession)

Gesetz sieht vor, dass höheres Entgelt zu zahlen ist als Kosten 
entstehen (z.B. aufgrund Lenkungsfunktion)
(Beispiel: Gebühren für Parkieren auf öffentlichem Grund)

Kostendeckungsprinzip gilt nicht für kostenunabhängige Kausal-
abgaben

2. Kausalabgaben

Begriff
Kausalabgaben = Geldleistungen, die Private kraft öffentlichen 

Rechts als Entgelt für bestimmte staatliche 
Leistungen oder besondere Vorteile zu 
bezahlen haben
→ Unterschied zu Steuern, die leistungsun-

abhängig zu entrichten sind

zwei Gruppen von Kausalabgaben:
Gebühren
Beiträge / Vorzugslasten
Misch- und Sonderformen möglich
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3. Gesetzmässigkeitsprinzip im Abgabenrecht

Kausalabgaben
Kausalabgaben

Äquivalenzprinzip
 Inhalt: Prinzip zur Bestimmung der Höhe der Kausalabgaben

Bedeutung: Konkretisierung des Verhältnismässigkeitsprinzips 
im Abgabenrecht

Massstab: Höhe der Kausalabgabe muss in einem vernünftigen 
Verhältnis zum Wert der Leistung oder des Vorteils 
stehen

Folge: Staat kann die Kosten, die ihm für die Erbringung einer 
Leistung oder die Gewährung eines Vorteils entstehen, 
nicht in jeder beliebigen Höhe auf den Abgabe-
pflichtigen überwälzen
→ in diesem Fall: Höhe richtet sich nach dem Äquiva-

lenzprinzip, nicht nach dem Kostendeckungsprinzip

3. Gesetzmässigkeitsprinzip im Abgabenrecht

Grundsätze
Grundsatz: besondere Bedeutung des Gesetzmässigkeitsprinzips 

im Recht der öffentlichen Abgaben
→ besonders strenge Geltung

Besonderheit: Erfordernis der gesetzlichen Grundlage im Abgaben-
recht kommt Bedeutung eines verfassungsmässigen 
Rechts zu

Ausgestaltung: in einem Gesetz müssen mindestens in Grundzügen 
die wesentlichen Elemente einer Abgabe enthalten 
sein:
Gegenstand der Abgabe
Kreis der Abgabepflichtigen
Höhe der Abgabe
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Die Tafelsammlung zum Verwaltungsrecht eignet sich sowohl
als Begleitmaterial für die Vorlesungen zum Verwaltungsrecht,
wie auch für das Selbststudium. Es empfiehlt sich ausserdem
als Repetitorium für Studierende und Kandidaten von Anwalts-
prüfungen. In kompakter Form behandelt es wesentliche Berei -
che des allgemeinen und besonderen Verwaltungsrechts und
erläutert den Stoff mit hilfreichen Definitionen und Übersichten
in Tafelform, was eine optimale Prüfungsvorbereitung ermög-
licht. 
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